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Bundesrepublik Deutsdiland 
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7 — 81407 — 6145/63 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende idi den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Sechsten Gesetzes über die 
Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen sowie über die An- 
passung der Geldleistungen aus der gesetz- 
lichen Unfallversicherung 
(Sechstes Rentenanpassungsgesetz — 6. RAG) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 261. Sitzung am 25. Oktober 1963 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf (Anlage 2). 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drude: Bonner Universltäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes 
über die Anpassung der Renten aus den gesetzlidien Renten- 
versidierungen sowie über die Anpassung der Geldleistungen 
aus der gesetzlichen Unfallversidierung 
(Sechstes Rentenanpassungsgesietz — 6. RAG) 


Der Bundestag hai mit Zustimmung des Bundes- 
rates dias folgende Gesetz ibeschlossen: 

Artike4 I 

Anpassung der Renten aus den gesetzlidien 
Rentenversidierungen 

§ 1 

(1) In den gesetzlidien Rentenversidierungen 
werden aus Anlaß der Veränderung der allgemei- 
nen Bemessungsgrundlage für das Jahr 1963 die 
"Versicherten- Hinte r blie benenrenten aus Ver- 
sidierungsfällen, die im Jahre 1962 oder früher ein- 
getreten sind, für Bezugszeiten vom 1. Januar 1964 
an nach Maßgabe der §§ 2 bis 7 anigepaßt. 

(2) Zu den Renten im Sinne des Absatzes 1 ge- 
hören auch die nach Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 1 
des Arbeiter rentenversidierungs-Neuregelungsge- 
setzes und Artikel 2 § 37 Abs. 3 Satz 1 des Ange- 
stelltenversicherungs-Neur©gelungs,gesetz©s erhöh- 
ten Renten von Berechtigten, die das 65. Lebensjahr 
im Jahre 1963 vollendet haben. 

(3) Absatz 1 findet auf den Knappsdiaftssold und 
auf die Leistung nach § 27 des Sozialversicherungs- 
Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bun- 
deisgesetzbl. I S. 402) keine Anwendung. 

§ 2 

(1) Renten, die nach §§ 1253 ff. der Reichsver- 
sicherungsordnung, §§ 30 ff. des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes oder §§53 ff. des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes berechnet sind, sind so anzupassen, 
daß sich ein Rente ergibt, wie sie sich nach Anwen- 
dung der Kürzungs- und Ruhensvorschriften erge- 
ben würde, wenn die Rente ohne Änderung der 
übrigen Berechnungsfaktoren unter* Zugrundelegung 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage für das Jahr 
1963 und der Beitragsbemessungsgrenze für dieses 
Jahr berechnet werden würde? Abweichungen in- 
folge Abrundungen sind zulässig. § 1282 Abs. 2 der 
Reichsversicherungsordnung, § 59 Abs. 2 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes und § 79 Abs. 2 des 
Reichsknappschaftsgesetzes gelten nicht. In den Fäl- 
len, in denen § 1280 der Reichsversicherungsord- 
nung, § 57 des Angestelltenversicherungsgesetzes, 
§ 77 des Reichsknappschaftsgesetzos, Artikel 2 § 38 
Abs. 3 Satz 2 zweiter Halbsatz des Arbeiterrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes oder Artikel 2 


§ 37 Abs. 3 Satz 2 zweiter Halbsatz des Angestell- 
tenversicherungs-Neuregelungsgesetzes angewendet 
worden ist, findet Satz 1 keine Anwendung, 

(2) Absatz 1 Satz 1 und 2 gilt entsprechend für 
Renten der knappschaftlichen Rentenversicherung, 
die nach Artikel 2 § 24 Abs. 5 des Knappschaf ts- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes gezahlt 
werden. 

§ 3 

(1) Renten nach Artikel 2 §§ 32 bis 35 des Arbei- 
terrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes oder 
Artikel 2 §§ 31 bis 34 des Angestelltenversicherungs- 
Keüfegelüngsge^seTzes sind so aWü^ 

eine Rente ergibt, wie sie sich nach Anwendung der 
Ruhensvorschriften ergeben würde, wenn die Rente 
erneut umgestellt und dabei vor Anwendung der 
Ruhensvorschriften der ungekürzte Rentenbetrag 
ohne Kinderzuschuß für jedes Kind und ohne Stei- 
gerungsbeträge aus Beiträgen der Höherversiche- 
rung mit 1,4347 vervielfältigt und der Kinderzuschuß 
für jedes Kind nach der allgemeinen Bemessungs- 
grundlage für das Jahr 1963 berechnet werden 
würde? Abweichungen infolge Abrundungen sind 
zulässig. § 2 Abs. 1 Satz 2 ist anzuwenden. In den 
Fällen, in denen § 1280 der Reichsversicherungsord- 
nung oder § 57 des Angest eil tenver siche rxingsgeset- 
zes angewendet worden ist, findet Satz 1 keine An- 
wendung. 

(2) Artikel 2 § 34 des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 33 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes sind mit der Maßgabe anzuwenden, daß an 
Stelle der in diesen Vorschriften genannten Werte 
die nachstehenden Werte zugrunde zu legen sind: 


Bei einer 

V ersicherungsdauer 
von . . , Jahren 

Versicher- 

tenrenten 

DM/Monat 

Witwen- 
und Witwer- 
renten 
DM/Monat 

50 und mehr 

750 

450 

49 

735 

441 

48 

720 

432 

47 

705 

423 

46 

690 

414 

45 

675 

405 

44 

660 

396 

43 

645 

387 

42 

630 

378 

41 

615 

369 

40 und weniger 

600 

360 
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(3) Die Verordnunig über die Anwendung der 
Rühens Vorschriften der Reichsversicherungsordnung 
und des Angestelltenversicherungsgesetzes auf um- 
zustellende Renten der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten vom 9, Juli 1957 
(BundesgesetzbL I S. 704) findet mit der Maßgabe 
Anwendung, daß in § 1 Abs. 3 und § 2 Abs. 4 der 
Verordnung an die Stelle des Betrages von 9690,00 
Deutsche Mark der Betrag von 10 200,00 Deutsche 
Mark, in § 3 Abs. 1 der Verordnung an die Stelle 
des Betrages von 227,00 Deutsche Mark der Betrag 
von 246,50 Deutsche Mark, an die Stelle des Be- 
trages von 624,90 Deutsche Mark der Betrag von 
676,90 Deutsche Mark und in § 3 Abs. 2 der Ver- 
ordnung an die Stelle des Betrages von 5678,00 
Deutsche Mark der Betrag von 6142,00 Deutsche 
Mark tritt. 

§ 4 

(1) Die übrigen Renten werden in der Welse an- 
gepaßt, daß der nach § 5 zu ermittelnde Anpassungs- 
betrag mit 1,082 vervielfältigt wird; dem sich da- 
durch ergebenden Betrag sind der Kinderzuschuß 
und die der Anpassung nicht unterliegenden Ren- 
tenteile wieder hinzuzufügen. Der Leistungszuschlag 
der knappschaftlichen Rentenversicherung und der 
nach § 75 Abs. 1 Satz 2 des Reichsknappschaftsge- 
setzes zu belassende Betrag sind mit 1,091 zu ver- 
vielfältigen. Der Kinderzuschuß für jedes Kind ist 
nach der allgemeinen Bemessungsgrundlage des 
Jahres 1963 zu berechnen. 

(2) Renten nach Absatz 1, die mit einer Rente 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung Zusammen- 
treffen und auf die §§ 1278, 1279 der Reichsversiche- 
rungsordnung, §§ 55, 56 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes oder §§ 75, 76 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes anzuwenden sind, sind so anzupas- 
sen, daß sie mindestens den Betrag erreichen, der 
sich ergibt 

a) bei Renten aus Versicherungsfällen nach 
dem 31. Dezember 1956 und bei Renten 
mit Leistungen oder Leistungsanteilen aus 
der knappschaftlichen Rentenversicherung, 
wenn sie nach § 2, 

b) bei den übrigen Renten aus Versiche- 
rungsfällen vor dem 1. Januar 1957, wenn 
sie nach § 3 

angepaßt werden würden. 

§ 5 

(1) Anpassungsbetrag ist in den Fällen des § 4 
der Rentenzahlbetrag für Januar 1964 ohne Kinder- 
zuschuß für jedes Kind, vermindert um den Sonder- 
zuschuß und die Steigerungsbeträge aus Beiträgen 
der Höherversicherung. In der knappschaftlichen 
Rentenversicherung vermindert sich der Renten- 
zahlbetrag außerdem um den Leistungszuschlag und 
den nach § 75 Abs. 1 Satz 2 des Reichsknappschafts- 
gesetzes zu belassenden Betrag. 

(2) In den Fällen, in denen für Januar 1964 
keine Rente gezahlt worden ist oder sich der Zahl- 


betrag der Rente nach dem 31. Dezember 1963 er- 
höht, tritt an die Stelle des Rentenzahlbetrages im 
Sinne des Absatzes 1 der Betrag, der für Januar 
1964 zu zahlen gewesen wäre, wenn die Vorausset- 
zungen für die Erfüllung des Anspruchs damals be- 
standen hätten. 

(3) Bei Renten, die nach Artikel 2 § 42 des 
Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes, 
Artikel 2 § 41 des Angestelltenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes und Artikel 2 § 11 des Knapp- 
schaftsrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
berechnet sind, gelten als Sonderzuschuß die Be- 
träge von 21 Deutsche Mark bei Versichertenrenten 
und 14 Deutsche Mark bei Hinterbliebenenrenten. 
Ist in den Fällen des Satzes 1 bei der Berechnung 
einer Versicherten- und einer Hinterbliebenenrente 
desselben Berechtigten ein Sonderzuschuß zu be- 
rücksichtigen gewesen, so gilt als Sonderzuschuß 
der Betrag von 21 Deutsche Mark. 

§ 6 

(1) Bei Renten aus der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Rentenversicherung der Ange- 
stellten, die nach § 4 angepaßt werden, findet Arti- 
kel 2 § 34 des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes oder Artikel 2 § 33 des Ange- 
stelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes unter 
Zugrundelegung der Werte nach § 3 Abs. 2 Anwen- 
dung. 

(2) Versichertenrenten der knappschaftlichen 
Rentenversicherung ohne Kinderzuschuß und ohne 
Leistungszuschlag, die nach § 4 angepaßt werden, 
dürfen die für den Versicherten maßgebende Ren- 
tenbemessungsgrundlage nicht übersteigen. Satz 1 
gilt bei Hinterbliebenenrenten mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle der für den Versicherten maß- 
gebenden Rentenbemessungsgrundlage bei den Ren- 
ten nach §§ 64, 65, 66 des Reichsknappschaftsgeset- 
zes sechs Zehntel, bei Renten an Halbwaisen ein 
Zehntel und bei Renten an Vollwaisen ein Fünftel 
der für den Versicherten maßgebenden Rentenbe- 
messungsgrundlage tritt. 

(3) Renten aus Versicherungsfällen nach dem 
31. Dezember 1956, die mit einer Rente aus der ge- 
setzlichen Unfallversicherung Zusammentreffen und 
nach § 4 angepaßt werden, dürfen zusammen die 
in §§ 1278, 1279 der Reichsversicherungsordnung, 
§§ 55, 56 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
oder die in §§ 75, 76 des Reichsknappschaftsgesetzes 
genannten Grenzbeträge, die bei einer Berechnung 
der Renten nach § 2 zu berücksichtigen sind, nicht 
überschreiten. Satz 1 gilt auch für Renten aus Ver- 
sicherungsfällen vor dem 1. Januar 1957, wenn Lei- 
stungen oder Leistungsanteile aus der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung zu gewähren sind. 

(4) Die übrigen Renten aus Versicherungsfällen 
vor dem 1. Januar 1957, die mit einer Rente aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung Zusammentreffen 
und nach § 4 angepaßt werden, dürfen zusammen 
die in §§ 1278, 1279 der Reichsversicherungsordnung 
oder die in §§ 55, 56 des Angestelltenversicherungs- 
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gesetzes genannten Grenzbeträge, die bei der Be- 
rechnung der Rente nach § 3 zu berücksichtigen 
sind, niÄt überschreiten. 

§ 7 

Die Vorschriften dieses Artikels gelten im Saar- 
land unter Berücksichtigung der Fassung, in der die 
in den §§ 1 bis 6 aufgeführten Vorschriften im Saar- 
land anzuwenden sind, unid zwar auch für Renten, 
die nach Artikel 2 § 15 des Gesetzes Nr. 591 zur 
Einführung des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes im Saarland vom 13. Juli 1957 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 779), Artikel 2 § 17 
des Gesetzes Nr. 590 zur Einführung des Angestell- 
tenversicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland 
vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 789) 
und Artikel 4 § 9 des Geseitzes Nr. 635 zur Einfüh- 
rung des Reichsknappschaftsgesetzes und des Knapp- 
schaftsrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
im Saarland vom 18. Juni 1958 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 1099) gewährt werden. 

Artikel II 

Anpassung der Geldleistungen aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung 

§ 1 

(1) In der gesetzlichen Unfallversicherung wer- 
den aus Anlaß der Veränderungen der durchschnitt- 
lichen Bruttolohn- und -gehaltssumme zwischen den 
Kalenderjahren 1961 und 1962 die vom Jahres- 
arbeitsverdienst abhängigen Geldleistungen für Un- 
fälle, die im Jahre 1961 oder früher eingetreten sind, 
für Bezugszeiten vom 1. Januar 1964 an nach Maß- 
gabe der §§ 2 und 3 angepaßt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, 

soweit der Jahresarbeitsverdienst nach dem 
Ortslahn berechnet ist, 

soweit die Geldleistungen in der landwirt- 
schaftlichen Unfallversicherung nach einem 
durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienst be- 
rechnet sind, 

soweit die Geldleistungen auf Grund des § 12 
des Zweiten Gesetzes zur vorläufigen Neu- 
regelung von Geldleistungen in der gesetz- 
lichen Unfallversicherung vom 29. Dezember 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 1085) oder auf 
Grund des § 2 Nr. 11 des Gesetzes Nr. 673 
zur Anpassung der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung an die im übrigen Bundesgebiet 
geltenden Vorschriften vom 19. Juni 1959 
(Amtsblatt des Saarlandes S, 1045) gewährt 
werden, 

für Leistungen nach § 27 des Sozialversiche- 
rungs-Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Jimi 
1963 (Bundesgesetzbl. I S. 402). 

(3) In den Fällen der §i§ 565, 566 der Reichsver- 
sicherungsordnung in der Fassung des Sechsten Ge- 
setzes über Änderungen in der Unfallversicherung 


vom 9. März 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 107) gilt als 
Unfalljahr das Jahr, für das der Jahresarbeitsver- 
dienst zuletzt festgesetzt worden ist. 

§ 2 

(1) Die Geldleistungen werden in der Weise an- 
gepaßt, daß sie nach einem mit 1,087 vervielfältigten 
Jahresarbeitsverdienst berechnet werden, 

(2) Soweit die Geldleistungen auf Grund eines 
Jahresarbeitsverdiensites berechnet werden, dessen 
Betrag in der Satzung des Versicherungsträgers 
zahlenmäßig festgesetzt ist, werden sie in der 
Weise angepaßt, daß sie auf Grund des am, 1. Ja- 
nuar 1962 maßgeblichen Betrages berechnet werden. 

§ 3 

Der vervielfältigte Jahresarbeitsverdienst darf den 
Betrag von 36 000 Deutsche Mark nicht übersteigen, 
es sei denn, daß gemäß § 575 Abs. 2 Satz 2 und 3 
der Reichsversicherungsordnung ein höherer Betrag 
bestimmt worden ist. In diesem Falle tritt an die 
Stelle des Betrages von 36 000 Deutsche Mark der 
höhere Betrag. 

5 4 _ 

Ist in der landwirtschaftlichen Unfallversicherung 
für Gruppen von Versicherten seit dem 1. Juli 1963 
die BereÄnung der Geldleistungen nach den §§ 570 
bis 578 der Reichsversicherungsordnung bestimmt, 
sind die Geldleistungen für diese Gruppen aber bis- 
her nach einem durchschnittlichen Jahresarbeitsver- 
dienst berechnet worden, so sind diese Geldleistun- 
gen auf Grund des nach den §§ 570 bis 578 der 
Reichsver Sicherungsordnung zu berechnenden Jah- 
resai^beits Verdienstes für Bezugszeiten vom 1. Ja- 
nuar 1964 an umzustellen. Dabei ist der Tarif- oder 
sonst ortsübliche Lohn eines gleichartigen Arbeit- 
nehmers am 1. Januar 1962 zugrunde zu legen. 

Artikel III 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 1 

(1) Ergibt die Anpassung nach Artikel I keinen 
höheren als den bisherigen Zahlbetrag, so ist dieser 
weiterzuzahlen. 

(2) Ist eine Geldleistung der gesetzlichen Unfall- 
versicherung, die auf Grund der bisherigen gesetz- 
lichen Vorschriften festgestellt worden ist oder 
hätte festgestellt weiden müssen, höher, als sie bei 
einer Anpassung nach Artikel II sein würde, so ist 
dem Berechtigten die höhere Leistung zu gewähren. 

§ 2 

(1) Soweit bei Versorgungsbezügen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz und den Gesetzen, die 
das Bundesversorgungsgesetz für anwendbar erklärt. 
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der Kriegsschadenrente und den Beihilfen zum 
Lebensunterhalt nach dem Lastenausgleichsgesetz, 
den Leistungen nach dem Bundesentschädigungsge- 
setz, dem Bundessozialhilfegesetz und dem Jugend- 
wohlfahrtsgesetz, den Miet- und Lastenbeihilfen 
nach dem Gesetz über die Gewährung von Miet- 
und Lasitenbeihilfen, dem Zweiten Wohnungsbau- 
gesetz und dem Gesetz über Wohnbeihilfen und 
den Bundesbeihilfen zum Ausgleich von Härten im 
Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge nach den 
Richtlinien vom 17. Oktober 1951 {Bundesanzeiger 
Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) die Gewährung oder 
die Höhe der Leistung von anderem Einkommen 
abhängig ist, bleiben die Erhöhungsbeträge, die für 
die Monate Januar bis einschließlich Mai 1964 auf 
Grund der Vorschriften dieses Gesetzes zu leisten 
sind, für den genannten Zeitraum bei den Ermitt- 
lungen des Einkommens unberücksichtigt. Die Er- 
höhungsbeträge für den in Satz 1 genannten Zeit- 
raum sind ferner bei der Gewährung von Leistun- 
gen aus der Arbeitslosenversicherung, der Arbeits- 
losenhilfe sowie der Altershilfe für Landwirte nicht 
zu berücksichtigen. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Versorgungsbezüge 
nach den Vorschriften des Gesetzes zur Einführung 
des Bundesversorgungsgesetzes im Saarland vom 
16. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1292), soweit 
ihre Gewährung oder Höhe von anderem Einkom- 
men abhängig ist. Im übrigen gilt Absatz 1 im 
Saarland mit der Maßgabe, daß an Stelle des Zwei- 
ten Wohnungsbaugesetzes das entsprechende saar- 
ländische Gesetz tritt und das Bundes entschädi- 


gungsgesetz und das Lastenausgleichsgesetz unter 
Berücksichtigung ihrer im Saarland geltenden Fas- 
sung anzuw enden sind. 

§ 3 

(1) Jedem Rentenempfänger ist eine schriftliche 
Mitteilung über die Höhe seiner Rente, die ihm 
vom 1. Januar 1964 an zusteht, zu geben. 

(2) Ergibt eine spätere Überprüfung, daß die An- 
passung fehlerhaft ist, so ist sie zu berichtigen. Die 
Rente ist in ihrer bisherigen Höhe bis zum Ablauf 
des Monats zu gewähren, in dem der Berichtigungs- 
bescheid zugestellt wird. Eine Rückforderung über- 
zahlter Beträge findet nicht statt. Die Berichtigung 
ist nur bis zum 31. Dezember 1964 zulässig. 

(3) §§ 627 und 1300 der Reichs versicherungsord- 
nung, § 79 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
und § 93 Abs. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes 
bleiben unberührt. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft, 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Nadi § 1272 Abs. 1 und 2 RVO (§ 49 Abs. 1 und 2 
AVG und § 71 RKG) sind die Renten aus den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten sowie der knappschaftlichen Renten- 
versicherung bei Veränderung der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage durch ein besonderes Gesetz an- 
zupassen. Die allgemeine Bemessungsgrundlage für 
die Berechnung von Renten aus Versicherungsfällen 
des Jahres 1963 beträgt nach der Rechtsverordnung 
der Bundesregierung vom 6. Dezember 1962 (BGBl. I 
S. 709) in den Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten 6142 Deutsche Mark gegenüber 
5678 Deutsche Mark für Renten aus Versicherungs- 
fällen des Jahres 1962 und in der knappschaftlichen 
Rentenversicherung 6206 Deutsche Mark gegenüber 
5737 Deutsche Mark im Jahre 1962. Hinsichtlich der 
Durchführung der Anpassung in den Rentenver- 
sicherungen beschreitet der Entwurf des 6. Renten- 
anpassungsgesetzes den gletcfcen Weg wie das 4. 
und 5. Rentenanpassungsgesetz. Es wird das Ergeb- 
nis bestimmt, das durch die Anpassung erreicht wer- 
den soll. Dem Versicherungsträger bleibt es über- 
lassen, wie er die vorgesehene Anpassung im ein- 
zelnen verwaltungstechnisch erreicht. Lediglich für 
die Renten mit Besitzstandswahrung wird die An- 
passung mit Hilfe eines Faktors vor geschrieben 
(vgl. Artikel I § 4). 

Das Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetz vom 
30. April 1963 bestimmt in § 579 RVO, daß bei Ver- 
änderungen der durchschnittlichen Bruttolohn- und 
-gehaltssumme die vom Jahresarbeitsverdienst ab- 
hängigen Geldleistungen durch Gesetz anzupassen 
sind. Vor dem Inkrafttreten des § 579 RVO, dem 
1. Juli 1963, sind die Geldleistungen der Unfallver- 
sicherung zweimal durch die Gesetze zur vorläufigen 
Neuregelung von Geldleistungen in der gesetzlichen 
Unfallversicherung vom Jahre 1957 und vom Jahre 
1960 umgestellt worden. 

Das Gesetz vom Jahre 1957 hatte die Verbesserungs- 
und Zulagengesetze aus den Jahren 1949 und 1952 
aufgehoben. In der Vergangenheit sind die Geld- 
leistungen so angepaßt worden, daß allgemein der 
ursprüngliche Jahresarbeitsverdienst, der die Grund- 
lage für die Berechnung der Leistungen in der ge- 
setzlichen Unfallversicherung ist, auf den aktuellen 
Stand der Löhne und Gehälter hochgerechnet wor- 
den ist und die Geldleistungen nach diesem Jahres- 
arbeitsverdienst neu berechnet worden sind. Auf 
der Grundlage des Gesetzes von 1957 ist dann auch 
die Anpassung durch das Gesetz von 1960 durchge- 
führt worden. Für die vor dem 1. Januar 1961 einge- 
tretenen Unfälle sind die Jahresarbeitsverdienste 
dem Stand der Entwicklung am 1. Januar 1961 ange- 
paßt worden. Der vorliegende Entwurf setzt diesen 
Weg in der Unfallversicherung fort. Er berücksich- 
tigt die Entwicklung der durchschnittlichen Brutto- 


lohn- und -gehaltssumme von 1961 auf 1962 und 
folgt damit dem § 10 des Artikels 4 in Verbindung 
mit § 579 Abs. 2 des Artikels 1 des Unfallversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes. 

B. Besonderer Teil 

Artikell 

Zu § 1 

Absatz 1 enthält den Grundsatz der Anpassung und 
bestimmt die an der Anpassung teilnehmenden 
Renten. Entsprechend der Zielsetzung des Entwurfs 
sind in die Anpassung die Renten der Rentenver- 
sicherungen der Arbeiter und der Angestellten so- 
wie der knappschaftlichen Rentenversicherung aus 
Versicherungsfällen einbezogen, die im Jahre 1962 
und früher eingetreten sind. Damit sind sowohl die 
Renten erfaßt, die bereits an denhisherigen Renten- 
anpassungen teilgenonunen haben, als auch die 
Renten, die auf Versicherungsfällen des Jahres 1962 
beruhen. 

Die Renten aus der hüttenknappschaftlichen Pen- 
sionsversicherung des Saarlandes bleiben von die- 
sem Gesetz unberührt. 

Die in Absatz 2 aufgezählten Versichertenrenten 
aus den Rentenversicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten wurden nach den Umstellungsvor- 
schriften der Rentenversicherungs-Neuregelungsge- 
gesetze zunächst auf der Grundlage eines Steige- 
rungessatzes von 1,3 V. H. für jedes anrechnungs- 
fähige VersicheruRigsjahr umgestellt. Die Erhöhung 
nach Artikel 2 § 38 Abs. 3 ArVNG oder Artikel 2 
§ 37 Abs. 3 AnVNG auf berücksichtigt nicht die 
Veränderungen der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage zwischen 1962 und 1963. Diese Renten sind in- 
folgedessen ebenfalls mit anzupassen. 

Absatz 2 dient insoweit der Klarstellung, als es 
zweifelhaft sein kann, ob die Vollendung des 65. Le- 
bensjahres im Laufe des Jahres 1963 ein Versiche- 
rungsfall im Sinne des Absatzes 1 ist. 

Nach Absatz 3 werden der Knappschaftssold und 
die Leistung nach § 27 des Sozi alversicherungs- An- 
gleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 von der 
Anpassung ausgenommen. Das ist gerechtfertigt, 
weil es sich hierbei um eine Leistung handelt, die 
lediglich im Wege der Besitzstandswahrung weiter 
gewährt wird. 

Zu § 2 

In Absatz 1 werden in den Rentenversicherungen 
der Arbeiter und der Angestellten die Renten ange- 
sprochen, die nach den Vorschriften des neuen 
Rechts berechnet worden sind, mit Ausnahme der 
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Renten, auf die § 1280 RVO (§ 57 AVG, § 77 RKG) 
Anwendung gefunden hat oder die nach Artikel 2 
§ 38 Abs. 3 Satz 2 zweiter Halbsatz ArVNG (Arti- 
kel 2 § 37 Abs. 3 Satz 2 zweiter Halbsatz AnVNG) 
zur Wahrung des Besitzstandes gezahlt werden. 
Diese Renten sind nach § 4 anzupassen. In der 
knappschaftlichen Rentenversicherung werden von 
Absatz 1 sämtliche Renten mit Ausnahme der Be- 
sitzstandsrenten erfaßt, da in der knappschaftlichen 
Rentenversicherung auch die nach den Vorschriften 
des alten Rechts berechneten Renten im Wege der 
Neuberechnung umgestellt worden sind. 

Durch die Anpassung werden die Renten so erhöht, 
als ob sie ohne Änderung der übrigen Berechnungs- 
faktoren unter Zugrundelegung der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage für das Jahr 1963 und der Bei- 
tragsbemessungsgrenze für dieses Jahr berechnet 
werden würden. Da den Versicherungsträgern nicht 
vorgeschrieben ist, auf welchem Wege sie dieses 
Ergebnis erzielen, können in der Mehrzahl der Fälle 
die anzupassenden Renten von den Rentenrech- 
nungsstellcn der Deutschen Bundespost mit Hilfe 
elektronischer Rechengeräte umgerechnet werden, 
ohne daß die Versicherungsträger dabei einge- 
schaltet werden müssen. In den Fällen, in denen 
Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen 
mit Renten aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
Zusammentreffen, ist die Anpassung von den Ver- 
sicherungsträgern durchzuführen. Nach dem Entwurf 
wird verhindert, daß Renten von Berechtigten, die 
zusammen mit der Unfallrente 85 v. H. ihres Jahres- 
arbeitsverdienstes erreicht haben, über diesen 
Grenzbetrag hinaus erhöht werden. Damit wird auch 
beim Sechsten Rentenanpassungsgesetz der Grund- 
satz gewahrt, daß Renten aus der Rentenversiche- 
rung und Renten aus der Unfallversicherung den in 
§ 1278 RVO festgesetzten Höchstbetrag nicht über- 
schreiten dürfen. Rentenbestand und Rentenzugang 
werden damit gleichbehandelt. Ist die persönliche 
Rentenbemessungsgrundlage Maßstab für die Be- 
grenzung der Gesamtbezüge, so kann der Anpas- 
sungsbetrag bis zu dieser Grenze voll ausgeschöpft 
werden. 

Durch die Nichtanwendung des § 1282 Abs. 2 RVO, 
§ 59 Abs. 2 AVG und § 79 Abs. 2 RKG wird sicher- 
gestellt, daß bei Renten, die wegen Zusammentref- 
fens mit einer Rente aus der Unfallversicherung 
begrenzt sind, die jeweilige Obergrenze durch die 
Anpassung nicht überschritten werden kann. Ent- 
sprechendes gilt für die nach §§ 3 und 4 anzupas- 
senden Renten. 

Bei den in Absatz 2 angesprochenen Renten der 
knappschaftlichen Rentenversicherung handelt es 
sich um Renten, die zur Wahrung des Besitzstandes 
weitergezahlt werden. 

Zu § 3 

Absatz 1 regelt die Anpassung der umgestellten 
Renten der Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten mit Ausnahme der sogenannten 
Sonderzuschußrenten nach Artikel 2 § 36 ArVNG 
(Artikel 2 § 35 AnVNG). Die Sonderzuschußrenten 
sind nach § 4 anzupassen. Der Unterschied des in 
Absatz 1 vorgesehenen Anpassungsverfahrens ge- 


genüber dem Verfahren nach § 2 liegt darin, daß es 
auf die Besonderheiten der umgestellten Renten zu- 
geschnitten ist. Mit dem Verfahren nach § 2 hat 
aber dieses Verfahren gemeinsam, daß auch bei 
ihm die Masse der Renten von den Rentenrech- 
nungsstellen der Deutschen Bundespost mit Hilfe 
elektronischer Rechengeräte umgerechnet werden 
kann, ohne daß die Versicherungsträger dabei ein- 
geschaltet werden müssen. Es hat mit dem Verfah- 
ren nach § 2 ferner gemeinsam, daß auch bei diesen 
Renten die Anwendung der Ruhensvorschriften beim 
Zusammentreffen mit Renten aus der Unfallversiche- 
rung sichergestellt wird. Damit wird auch hier der 
Grundsatz beibehalten, daß Renten aus der Renten- 
versicherung und Renten aus der Unfallversicherung 
zusammen den in § 1278 RVO festgesetzten Höchst- 
betrag von 85 V. H. des Jahresarbeitsverdienstes 
nicht überschreiten dürfen. Zugleich ist damit auch 
eine Verbesserung für die Fälle verbunden, in denen 
die persönliche Rentenbemessungsgrundlage Maß- 
stab für die Begrenzung der Gesamtbezüge ist. Der 
Anpassungsbetrag kann nunmehr bis zu dieser 
Grenze voll ausgeschöpft werden. 

Nach Absatz 2 sind die Höchstbegrenzungsvorschrif- 
ten (Artikel 2 § 34 ArVNG, Artikel 2 § 33 AnVNG) 
auch auf die nach Absatz 1 angepaßten Renten anzu- 
wenden. Die in diesen Vorschriften angegebenen 
Werte sind durch die auf der Grundlage der Bei- 
tragsbemessungsgrenze von 1963 errechneten Werte 
ersetzt worden. Damit wird einerseits erreicht, daß 
die Berechtigten, deren Renten wegen Erreichens 
bzw. Überschreitens der Höchstgrenzen begrenzt 
worden sind, im Rahmen der neuen Beitragsbemes- 
sungsgrenze in den vollen Genuß der Rentenanpas- 
sung gelangen, andererseits wird sichergestellt, daß 
durch die Anpassung die Höchstgrenzen nicht über- 
schritten werden können und sich diese Rentner bes- 
ser stellen als Rentner mit einem Versicherungsfall 
des Jahres 1963. 

Zu § 4 

übrige Renten im Sinne des Absatzes 1 sind in den 
Rentenversicherungen der Arbeiter und der Ange- 
stellten die Renten nach Artikel 2 § 36 ArVNG (Ar- 
tikel 2 § 35 AnVNG), Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 2 
zweiter Halbsatz ArVNG (Artikel 2 § 37 Abs. 3 
Satz 2 zweiter Halbsatz AnVNG), Artikel 2 § 42 
ArVNG (Artikel 2 § 41 AnVNG), in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung die Renten nach Artikel 2 
§ 11 KnVNG und die Renten nach Artikel 2 § 25 
KnVNG. Zu den übrigen Renten gehören weiter die 
Renten, die nach Artikel 6 §§ 7 und 17 Abs. 1 Satz 3 
FANG oder § 15 der Verordnung nach § 1256 Abs. 3 
RVO gezahlt werden, sowie die Renten, auf die 
§ 1280 RVO (§ 57 AVG, § 77 RKG) Anwendung ge- 
funden haben. 

Diese Renten sind abweichend von den in §§ 2 und 3 
aufgeführten Renten in der Weise anzupassen, daß 
der im Gesetz bestimmte Anpassungsbetrag mit 
einem Faktor zu vervielfältigen ist. Die Abweichung 
im Anpassungsverfahren bei diesen Renten ist des- 
halb erforderlich, weil bei ihnen nur ein Zahlbetrag 
bekannt ist, der nach anderen Methoden als denen 
der neuen Rentenformel berechnet worden ist. 
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Die Anpassung der in § 4 genannten Renten kann 
von der Deutschen Bundespost mit Hilfe elektro- 
nischer Rechengeräte durchgeführt werden, ohne daß 
die Versicherungsträger dabei eingeschaltet werden 
müssen. 

Die Beitragsbemessungsgrenze hat sich für die 
knappschaftliche Rentenversicherung von 13 200 DM 
im Jahre 1962 auf 14 400 DM im Jahre 1963 erhöht. 
Die Erhöhung beträgt somit 9,1 v. H. Infolgedessen 
sind die in § 4 Abs. 1 angesprochenen Leistungsan- 
teile aus der knappschaftlichen Rentenversicherung 
entsprechend zu erhöhen. 

Wie bereits im Fünften Rentenanpassungsgesetz ist 
bei der Bestimmung des Anpassungsbetrages (§ 5) 
der Kinderzuschuß herausgenommen worden. Es ist 
deshalb in § 4 Abs. 1 Satz 3 bestimmt, wie der Kin- 
derzuschuß anzupassen ist; er ist nach der allgemei- 
nen Bemessungsgrundlage des Jahres 1963 zu be- 
rechnen. Damit wird erreicht, daß die Kinderzu- 
schüsse zu den nach altem Recht berechneten Ver- 
gleichsrenten einheitlich nach neuem Recht bemessen 
werden. 

Durch Absatz 2 soll gewährleistet werden, daß auch 
bei Besitzstandsrenten, die nach Absatz 1 angepaßt 
werden und auf die wegen Zusammentreffens mit 
einer Unfallrente die Ruhensvorschriften Anwendung 
finden, die Grenzbeträge immer voll ausgeschöpft 
werden können. Die Regelung entspricht insoweit 
den Regelungen in §§ 2 und 3. 

Zu § 5 

Absatz 1 bestimmt den Anpassungsbetrag für die 
nach § 4 anzupassenden Renten. Der als Anpas- 
sungsbetrag zugrunde zu legende Betrag wird er- 
mittelt, indem vom monatlichen Rentenzahlbetrag 
die Rententeile in Abzug gebracht werden, die von 
der Rentenanpassung ausgeschlossen sind. Es han- 
delt sich hierbei um den Sonderzuschuß und um die 
Steigerungsbeträge aus Beiträgen der Höherver- 
sicherung sowie den Kinderzuschuß. Der Kinderzu- 
schuß wird durch Neuberechnung auf der allgemei- 
nen Bemessungsgrundiage des Jahres 1963 ange- 
paßt (§ 4). 

Durch Absatz 2 sollen sowohl die Fälle erfaßt wer- 
den, in denen für Januar 1964 zwar ein Anspruch 
auf Rente besteht, die Rente zu diesem Zeitpunkt 
aber noch nicht gezahlt worden ist, weil sie noch 
nicht durch Bescheid des Versicherungsträgers fest- 
gestellt worden ist, als auch die Fälle, in denen sich 
im Laufe des Jahres 1964 durch eine Neuberech- 
nung rückwirkend eine Änderung der Rentenhöhe 
ergibt. 

Die in Absatz 3 vorgesehene Regelung, daß bei 
Renten, die nach Artikel 2 § 42 ArVNG, Artikel 2 
§ 41 AnVNG und Artikel 2 § 11 KnVNG berechnet 
sind, die Beträge von 21 Deutsche Mark bei Ver- 
sichertenrenten und 14 Deutsche Mark bei Hinter- 
bliebenenrenten als der Rentenanpassung nicht un- 
terliegende Rententeile gelten, dient der Klarstel- 
lung. 

Zu § 6 

Absatz 1 stellt sicher, daß die Berechtigten, deren 
Renten wegen Erreichens bzw. Überschreitens der 


Höchstgrenzen begrenzt worden sind, in den Genuß 
der Rentenanpassung bis zum Betrag der Höchst- 
begrenzung gelangen. Um andererseits zu vermei- 
den, daß durch das Multiplizieren mit den Faktoren 
der bisherigen und dieses Rentenanpassungsgeset- 
zes der Rentenzahlbetrag die neuen Höchstgrenzen 
überschreitet und sich diese Rentner besser stellen 
als Rentner mit einem Versicherungsfall des Jahres 
1963, ist eine entsprechende Begrenzung vorge- 
sehen. 

Absatz 2 enthält eine Begrenzungsvorschrift für die 
nach § 4 anzupassenden Renten der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung, das sind die Renten nach 
Artikel 2 § 11 KnVNG und die Renten nach Arti- 
kel 2 § 25 KnVNG, auf die keine Ruhensvorschrif- 
ten Anwendung gefunden haben. 

Absatz 3 enthält die Begrenzungsvorschrift für Ren- 
ten der Rentenversicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten sowie der knappschaftlichen Renten- 
versicherung, die mit einer Rente aus der Unfall- 
versicherung Zusammentreffen und die nach § 4 an- 
gepaßt werden. Diese Renten dürfen die in §§ 1278, 
1279 RVO (§§ 55, 56 AVG, §§ 75, 76 RKG) genannten 
Grenzbeträge, die bei einer Berechnung der Rente 
nach § 2 zu berücksichtigen wären, nicht überschrei- 
ten. 

In Absatz 4 ist die entsprechende Regelung für um- 
gestellte Renten der Rentenversicherungen der Ar- 
beiter und der Angestellten, die mit einer Rente 
aus der Unfallversicherung Zusammentreffen und 
die nach § 4 angepaßt werden, enthalten. In diesen 
Fällen dürfen die Renten, die in §§ 1278, 1279 RVO 
(§§ 55, 56 AVG, §§ 75, 76 RKG) genannten Grenz- 
beträge, die bei einer Berechnung der Rente nach 
§ 3 zu berücksichtigen wären, nicht überschreiten. 


Artikel II 

Zu § 1 

Absatz 1 

Entsprechend der Vorschrift des § 579 Abs. 2 RVO 
bestimmt § 1, daß die Anpassung nach Maßgabe 
der folgenden Vorschriften für die Unfälle erfolgt, 
die vor dem 1. Januar 1962 eingetreten sind. Ein 
späterer Zeitpunkt kommt nicht in Frage, da die 
vom 1. Januar 1962 an eingetretenen Arbeitsun- 
fälle nach einem Jahresarbeitsverdienst entschädigt 
werden, der sich von dem aktuellen Lohn- und Ge- 
haltsniveau noch nicht wesentlich entfernt hat. Eine 
Veränderung der durchschnittlichen Bruttolohn- und 
-gehaltssumme zwischen den Kalenderjahren 1962 
und 1963 läßt sich im übrigen auch vor Ablauf des 
Jahres 1963 noch nicht feststellen, da erst dann das 
Statistische Bundesamt Zahlenmaterial über die Ver- 
hältnisse von 1963 zu liefern in der Lage ist. 

Absatz 2 

Die nach dem Ortslohn bestimmten Jahresarbeits- 
verdienste und die Teile eines Jahresarbeitsver- 
dienstes, die nach dem Ortslohn bestimmt worden 
sind, sind von der Anpassung ausgenommen. Nach 
dem heutigen Recht sind zwar keine geteilten Jah- 


8 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


IDrudcsadie IV/1584 


resarbeit^erdienste mehr denkbar. Für die Zeit 
vor dem 6. Anderungsgesetz von 1942 waren solche 
Fälle jedoch im Rahmen des damaligen § 567 RVO 
möglich. Für die geset 2 sliche Unfallversicherung sind 
die Ortslöhne im Jahre 1961 zuletzt neu festgesetzt 
worden. Auf den 1. Januar 1962 bezogen sind sie 
daher grundsätzlich laktuell. Dann bedarf es aber 
in diesem Gesetz keiner Aktualisierung. Sie könnte 
erst in späteren Gesetzen von Bedeutung werden. 

Die Anpassung der vom Jahres arbeits verdienst ab- 
hängigen Geldleistungen in der landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung, die nach dem durchschnittlichen 
Jahres arbeits verdienst berechnet sind, kann im 
Augenblick noch nicht erfolgen. Nach § 789 RVO sind 
die Geldleistungen, denen ein durchschnittlicher Jah- 
resarbeitsverdienst zugrunde liegt, jeder Änderung 
des durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienstes anzu- 
passen. Nach § 9 des Artikels 4 des Unfallversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes ist die erste Festset- 
zung der durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienste 
in der landwirtschaftlichen Unfallversicherung aber 
erst mit Wirkung vom 1. Januar 1965 vorgesehen. 

Geldleistungen, idie ihrer Höhe nach teilweise des- 
halb zu gewähren sind, weil nach den in Absatz 2 
bezeichneten besonderen gesetzlichen Vorschriften 
ein Besitzstand garantiert wird, sollen nur mit dem 
Anteil angepaßt werden, der sich aus den allgemei- 
nen Vorschriften ergibt. Der Anteil der Geldleistun- 
gen, der lediglich dazu bestimmt ist, den früher 
einmal erreichten BesitzstaiDd zu erhalten, soll da- 
gegen von der Anpassung ausgenommen sein. Auf 
diese Weise werden im Laufe der Zeit die den Be- 
sitzstand wahrenden Teile der Leistung in dem nach 
allgemeinen Vorschriften zu zahlenden Teil der Lei- 
stungen aufgehen. 

Die Ausnahme der nach § 27 des Sozialversiche- 
nmgs-Angleichungsgesetzes Saar gewährten Geld- 
leistungen von der Anpassung ist gerechtfertigt, weil 
es sich hierbei um eine Leistung handelt, die aus- 
schließlich im Wege der Besitzstandswahrung ge- 
währt wird. 

\ 

Absatz 3 

Absatz 3 trägt den Fällen Rechnung, in denen für 
Unfälle von Personen, die z. Z. des Unfalls noch in 
Berufs- oder Schulausbildung standen oder noch 
nicht 21 Jahre alt waren, nach § 565 RVO a. F. auch 
nach der erstmaligen Feststellung des Jahresarbeits- 
verdienstes ^ eine neue Feststellung des Jahres- 
arbeitsverdienstes erfolgt ist, wobei das Unfalljahr 
und das Jahr der Festsetzung des jetzt gültigen 
Jahresarbeitsverdienstes nicht zusammenfallen. 
Diese Regelung führt dazu, daß bei einem Jahres- 
arbeitsverdienst für einen Unfall, der vor dem 1. Ja- 
nuar 1962 eingetreten ist, eine Anpassung dann 
unterbleibt, wenn der Jahresarbeitsverdienst nach 
dem 1. Januar 1962 auf Grund gesetzlicher Vorschrif- 
ten neu festgesetzt worden ist. Soweit es sich um 
Jahres arbeits Verdienste handelt, die nach billigem 
Ermessen (§ 566 RVO a. F.) festgesetzt worden sind, 
muß Entsprechendes gelten, wenn diese Jahres- 
arbeitsverdienste nicht auf das Jahr vor dem Unfall 
abgestellt sind. Die von Absatz 3 erfaßten Tatbe- 
stände ergeben sich aus §§ 565, 566 RVO in der 
Fassung des Sechsten Gesetzes über Änderungen in 


der Unfallversicherung. Die entsprechenden Rege- 
lungen der §§ 573, 577 RVO in der Fassung des 
Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetzes gelten 
für die in diesem Gesetzentwurf in Frage kommen- 
den Unfälle nicht, da sie vor dem 1. Juli 1963 ein^ 
getreten sind. 

Zu § 2 
Absatz 1 

Da nach § 10 des Artikels 4 des Unfallversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes bei der erstmaligen Anpas- 
sung der Renten gemäß § 579 RVO die Veränderung 
der durchschnittlichen Bruttolohn- und -gehalts- 
summe zwischen den Kalenderjahren 1961 und 1962 
zu berücksichtigen ist und das Statistische Bundes- 
amt die Erhöhung der durchschnittlichen Bruttplohii- 
und -gehaltssumme zwischen den Kalenderjahren 
1961 und 1962 („Wirtschaft und Statistik" 1963 
S. 9) mit 8,7 v. H, bekanntgegeben hat, ergibt sich 
als Anpassungsfaktor der Wert von 1,087. 

Absatz 2 

Mit der Regelung des Absatzes 2 wird sichergestellt, 
daß Jahresarbeitsverdienste oder Teile von Jahres- 
arbeitsverdiensten, die in der Satzung des Versiche- 
rungsträgers zahlenmäßig bestimmt sind, bei der 
Anpassung den eingetretenen Satzungsänderungen 
folgen. Es handelt sich insbesondere um die Jahres- 
arbeitsverdienste von Unternehmern und deren Ehe- 
gatten, aber u. U. auch um die Jahresarbeitsver- 
dienste von Personen, die nicht im Unternehmen 
beschäftigt waren, aber einen Unfall erlitten haben, 
als sie die Betriebsstätte besuchten oder auf ihr ver- 
kehrten (§ 540 Abs. 1 Nr. 1 RVO a. F.), oder solcher 
Personen, die als Organmitglieder eines Trägers der 
gesetzlichen Unfallversicherung einen Unfall erlit- 
ten haben (§ 540 Abs. 1 Nr. 2 RVO a. F.). 

Soweit die Jahresarbeitsverdienste nicht zahlen- 
mäßig in der Satzung festgelegt sind, die Satzung 
vielmehr es dem Versicherten überläßt, im Einver- 
ständnis mit dem Versicherungsträger die Höhe des 
Jahr es arbeits Verdienstes zu bestimmen, folgt die 
Anpassung dem Absatz 1. 

Zu §3 

Die Höchstbegrenzung des Jahres arbeits Verdienstes 
entspricht der durch das Unfallversicherungs-Neu- 
regelungsgesetz neu bestimmten oberen Grenze des 
bei der Berechnung des Jahresarbeitsverdienstes zu 
berücksichtigenden Arbeitseinkommens (§ 575 Abs. 2 
RVO). 

Zu § 4 

Soweit für bestimmte Personengruppen seit dem 
Inkrafttreten des Unfallversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes, dem 1. Juli 1963, m der landwirtschaft- 
lichen Unfallversicherung durchschnittliche Jahres- 
arbeitsverdienste nicht mehr zulässig sind, bis dahin 
aber noch ein durchschnittlicher Jahresarbeitsver- 
dienst bestimmt war, ist nach dieser Vorschrift ein 
neuer Jahresarbeitsverdienst zu berechnen, der am 
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1. Januar 1962 tariflich festgelegt oder sonst orts- 
üblich war. Damit wird sichergestellt, daß auch in 
den wahrscheinlich nur noch seltenen Fällen eines 
durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienstes für 
fremde Arbeitskräfte in der landwirtschaftlichen Un- 
fallversicherung auch für Unfälle, die vor dem 1. Juli 
1963 eingetreten sind, künftig nur noch echte Jahres- 
arbeitsverdienste maßgeblich sind. 


Artikel III 

Zu S 1 

Die Vorschrift bringt die Erhaltimg des Besitzstan- 
des für diejenigen Fälle, in denen trotz Erhöhung 
der Hö Astgrenzen diese bisher sAon übers Aritten 
wurden. 

Zu § 2 

Die VorsArift nimmt die für die Monate Januar bis 
Mai 1964 zu zahlenden Erhöhungsbeträge von der 
naA anderen Vors Ariften zu erfolgenden AnreA- 
nung aus verwaltimgsteAnisAen Gründen aus. 

"Zu 

Absatz 1 ist dem Artikel 2 § 31 Abs. 1 Satz 2 ArVNG 
(Artikel 2 § 30 Abs. 1 Satz 2 AnVNG, Artikel 2 § 23 
Abs. 3 KnVNG) naAgebildet 


Absatz 2 grenzt die Befugnis des VersiAerimgs- 
trägers bezügliA der naAträgliAen Korrektur einer 
etwa fehlerhaften Anpassung im Interesse der 
ReAtssiAerheit ab. 

Dur A Absatz 3 wird klargestellt, daß au A im Rah- 
men des Sechsten R;6ntenainpassungsgesetzes eine 
BeriAtigung der Anpassungsmitteilung zugunsten 
des VersiAerten mögliA ist. 


C. Finanzieller Teil 

DurA die Rentenanpassung ergeben siA folgende 
Mehraufwendungen: 

RentenversiAerung 

der Arbeiter 835 Millionen DM 

RentenversiAerung 

der Angestellten 405 Millionen DM 

knappsAaftliAe Renten- 
versiAerung 165 Millionen DM 

UnfallversiAerung 105 Millionen DM 

zusammen ... 1 510 Millionen DM 
Von den Mehraufwendungen gehen 165 Millionen 

Lasten des Bundes. Im übrigen werden die Mehr- 
aufwendungen von den Trägem der RentenversiAe- 
rung der Arbeiter, der Angestellten und der ge- 
setzlichen UnfallversiAerung getragen. 
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Dnidcsache IV/ 1584 


Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 25. Oktober 1963 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 28. September 1963 — 7 - 81407 - 
6145/63 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 261. Sitzung am 25. Oktober 1963 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, gegen den 

Entwurf eines Sechsten Gesetzes über die 
Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen sowie über die An- 
passung der Geldleistungen aus der gesetz- 
lichen Unfallversicherung 
(Sechstes Rentenanpassungsgesetz — 6. RAG) 

keine Einwendungen zu erheben. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 


Goppel 

Vizepräsident 
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